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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Vermögensgesetzes 

A. Zielsetzung 

Durch Artikel 10 des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungs-
gesetzes wird § 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes dahin gehend 
geändert, daß ab 1. Juli 1994 die Entgelte aus Miet-, Pacht- oder 
sonstigen Nutzungsverhältnissen dem rückgabeberechtigten Alt-
eigentümer zustehen. 

Bei dieser grundsätzlichen Regelung zugunsten der Alteigentü-
mer soll es bleiben. 

Bei der Änderung des § 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes ging der 
Gesetzgeber jedoch davon aus, daß das Entschädigungs- und 
Ausgleichsleistungsgesetz bereits am 1. Juli 1994 in Kraft tritt. 
Tatsächlich wird das Gesetz jedoch nach seinem Artikel 13 Satz 2 
im wesentlichen erst am 1. Dezember 1994 in Kraft treten, so daß 
sich für § 7 Abs. 7 VermG eine Rückwirkung ergibt. 

Die Wohnungsbaugesellschaften in den neuen Ländern haben im 
Vertrauen auf die bisherige Rechtslage, wonach ihnen die Nut-
zungsentgelte bis zur Restitution der Grundstücke zustanden, ih-
re Wirtschafts- und Investitionspläne aufgestellt und auch ihre in-
nerbetriebliche Organisation eingerichtet. Die durch das Entschä-
digungs- und Ausgleichsleistungsgesetz geschaffene Rechtslage 
tastet die Grundlagen der Arbeit der Wohnungsbaugesellschaften 
sowohl in finanzieller als auch in verwaltungsmäßiger Hinsicht 
an. Wenn Schäden vermieden werden sollen, bedarf es einer be-
hutsamen Umsetzung der Neuregelung. Ziel des Gesetzes ist es 
daher zum einen, den Wohnungsbaugesellschaften die Möglich-
keit zu geben, sich auf die neue Rechtslage einzustellen. Aus die-
sem Grund soll § 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes in der Fassung 
des Artikels 10 des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsge-
setzes dahin gehend geändert werden, daß die Nutzungsentgelte 
den Alteigentümern erst ab dem 1. Januar 1995 zustehen. 

Der durch das Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 
neugefaßte § 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes führt im übrigen 
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dazu, daß die Wohnungsbaugesellschaften zukünftig restitutions-
belastete Wohnungen unentgeltlich verwalten müssen. Dies war 
nur so lange gerechtfertigt, wie den Wohnungsbaugesellschaften 
bis zum Zeitpunkt der Restitution auch die Nutzungsentgelte zu-
standen. Durch Ergänzung des § 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes 
muß daher die Möglichkeit geschaffen werden, daß die Woh-
nungsbaugesellschaften die zukünftig entstehenden Verwal-
tungskosten den Alteigentümern nach der Restitution in Rech-
nung stellen können. 

B. Lösung 

§ 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes wird dahin geändert, daß den 
bisher Verfügungsberechtigten über den 1. Juli 1994 hinausge-
hend bis zum 1. Januar 1995 die Nutzungsentgelte zustehen. Au-
ßerdem wird § 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes durch eine Rege-
lung ergänzt, wonach neben den Betriebskosten und den Kosten 
zur Erhaltung des Vermögenswertes auch die Verwaltungskosten 
gegen den Anspruch des Alteigentümers auf Herausgabe der 
Nutzungsentgelte verrechnet werden können. Als Verwaltungs-
kosten können Pauschalbeträge, die in § 26 der Zweiten Berech-
nungsverordnung für den sozialen Wohnungsbau festgesetzt sind, 
geltend gemacht werden. Zugleich wird eine Verordnungser-
mächtigung aufgenommen, die es ermöglicht, die Pauschalbeträ-
ge entsprechend den tatsächlichen Verwaltungskosten bei resti-
tutionsbelastetem Altbau mit hohem Instandsetzungsbedarf fest-
zusetzen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch dieses Gesetz werden die öffentlichen Haushalte nicht be-
lastet. Ohne dieses Gesetz wäre zu befürchten, daß die öffentli-
chen Haushalte der neuen Länder und ihrer Kommunen mit den 
Verwaltungskosten für die restitutionsbehafteten Wohnungen be-
lastet würden; diese liegen nach Schätzungen des Gesamtverban-
des der Wohnungswirtschaft gegenwärtig bei mindestens 
200 Mio. DM jährlich. Es ist davon auszugehen, daß die kommu-
nalen Wohnungsunternehmen in den neuen Ländern die unent-
geltliche Verwaltung des Restitutionsbestandes finanziell nicht 
verkraften könnten, so daß sie insoweit regelmäßig ihren Gesell-
schafter - die jeweilige Kommune - in Anspruch nehmen müßten. 
Eine Umlage der Kosten auf die Miete der übrigen Mietwoh-
nungsbestände des jeweiligen Wohnungsunternehmens ist recht-
lich ausgeschlossen und wäre auch politisch nicht tragbar. 

 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/202 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (423) - 526 02 - Ve 56/94 (NA 1) 
Bonn, den 12. Januar 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 676. Sitzung am 4. November 1994 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Vermögensgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und 
Vorblatt. 

Ichbitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Vermögensgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Vermögensgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. August 1992 (BGBl. I S. 1446, 
1993 I S. 1811), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 7 Satz 2 und 4 wird das Datum „ 1. Juli 
1994" jeweils durch das Datum „ 1. Januar 1995" 
ersetzt. 

2. In § 7 Abs. 7 Satz 4 wird nach Nummer 2 ein Semi-
kolon und folgende Nummer 3 eingefügt: 

„3. Verwaltungskosten in Höhe der jeweils gel-
tenden Pauschalbeträge des § 26 der Zweiten 
Berechnungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Oktober 1990 
(BGBl. I S. 2178), zuletzt geändert durch .. ., 

wobei Gewerbeeinheiten Wohnungen gleich-
gestellt werden,". 

3. In § 7 Abs. 7 wird nach Satz 4 folgender Satz ein-
gefügt: 

„Das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Justiz 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Höhe der Verwaltungskosten ab-
weichend von Satz 4 Nr. 3 festzusetzen, soweit 
dies im Hinblick auf Besonderheiten der verwalte-
ten Wohnungen für einen angemessenen wirt-
schaftlichen Ausgleich erforderlich ist. " 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
1994 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

In Artikel 10 des Entschädigungs- und Ausgleichs-
leistungsgesetzes wurde § 7 Abs. 7 des Vermögens-
gesetzes geändert. Diese Änderung hat gravierende 
Auswirkungen auf die Wohnungsunternehmen in 
den neuen Ländern, die gegenwärtig noch etwa 
600 000 restitutionsbehaftete Wohnungen verwalten. 

Nach der früheren Rechtslage sah § 7 Abs. 7 des Ver-
mögensgesetzes vor, daß der Rückgabeberechtigte 
gegen den Verfügungsberechtigten keinen An-
spruch auf Herausgabe der bis zur Rückübertragung 
des Eigentums gezogenen Nutzungen hatte. § 7 
Abs. 7 des Vermögensgesetzes in der Fassung des 
Artikels 10 des Entschädigungs- und Ausgleichslei-
stungsgesetzes sieht nunmehr vor, daß dem Berech-
tigten die seit dem 1. Juli 1994 anfallenden Entgelte 
aus einem Miet-, Pacht- oder sonstigen Nutzungsver-
hältnis zustehen. Dieser Anspruch entsteht mit dem 
Eigentumsübergang. Gegen den Anspruch auf Her-
ausgabe der gezogenen Nutzungen kann der bisher 
Verfügungsberechtigte lediglich mit seit dem 1. Juli 
1994 entstandenen Betriebskosten und mit Kosten 
aufgrund von Rechtsgeschäften zur Erhaltung des 
Vermögenswertes im Sinne des § 3 Abs. 3 des Ver-
mögensgesetzes aufrechnen. 

Diese Neuregelung bedarf in zweierlei Hinsicht ei-
ner Änderung: 

1. Mit dem Stichtag „ 1. Juli 1994" wird rückwirkend 
angeordnet, daß die frühere ausdrückliche Rege-
lung, wonach der Berechtigte gegen den Verfü-
gungsberechtigten keinen Anspruch auf Heraus-
gabe der bis zur Rückübertragung des Eigentums 
gezogenen Nutzungen hat, wegfällt. Statt dessen 
sollen die Nutzungsentgelte ab diesem Zeitpunkt 
dem rückgabeberechtigten Alteigentümer zuste-
hen. Dies bedeutet einen massiven Eingriff in die 
Wirtschafts- und Investitionspläne der Wohnungs-
baugesellschaften, die ihre kalkulatorische Grund-
lage verlieren. Die Wohnungsbaugesellschaften 
haben einen Häuserbestand übernommen, der 
zum überwiegenden Teil aus Altbauten der Jahr-
hundertwende besteht. Es ist allgemein bekannt, 
daß sich bei Mietshäusern aufgrund der Verhält-
nisse in der ehemaligen DDR ein überaus hoher 
Instandsetzungsbedarf aufgestaut hat. Den Woh

-

nungsbaugesellschaften muß daher zumindest im 
Ansatz die Chance verbleiben, sich auf die neue 
Rechtslage in einer Übergangszeit einzurichten 
und ihre bisherigen Wirtschafts- und Investitions-
pläne an der neuen Rechtslage zu orientieren. Da-
bei ist auch zu berücksichtigen, daß die neue 
Rechtslage einen erheblichen Verwaltungsauf-
wand mit sich bringt. Viele Wohnungsbaugesell-
schaften haben - im Vertrauen auf die frühere 
Rechtslage - für die einzelnen Mietshäuser keine 
Einzelkonten errichtet, sondern sind bisher von 

dem Prinzip der Gesamtbudgetierung ausgegan-
gen. Die neue Rechtslage erfordert jetzt, daß für 
jedes einzelne Mietgrundstück Einnahmen und 
Ausgaben gesondert erfaßt werden. Bei einer 
Rückwirkung dieser Regelung müßten auch aus 
der Vergangenheit vorliegende Belege einzelnen 
Grundstücken zugeordnet werden. Dies ist viel-
fach jedoch nicht möglich, da aus den Belegen im 
Einzelfall oft nicht ersichtlich ist, welchen Grund-
stücken sie zuzuordnen sind. Dies war bisher im 
Rahmen der zulässigen Gesamtbudgetierung 
auch nicht erforderlich. 

Es ist daher sowohl im Hinblick auf die schwer-
wiegenden Eingriffe in die bereits erstellten Wirt-
schafts- und Investitionspläne der Wohnungsbau-
gesellschaften als auch im Hinblick auf den erfor-
derlichen Verwaltungsmehraufwand und die da-
mit verbundene betriebsinterne Organisation un-
abweisbar, daß den Wohnungsbaugesellschaften 
zumindest eine Frist bis zum 1. Januar 1995 ge-
währt wird, um sich auf die gravierende Ände-
rung der Rechtslage einzustellen. 

Das ganze Ausmaß der finanziellen Auswirkun-
gen der Rechtsänderung auf die Wohnungsbauge-
sellschaften wird deutlich, wenn man berücksich-
tigt, daß viele Wohnungsunternehmen einen Woh-
nungsbestand verwalten, der etwa zur Hälfte re-
stitutionsbelastet ist. So hat die Berliner Woh-
nungsbaugesellschaft „Prenzlauer Berg" einen 
Gesamtwohnungsbestand von 41 566 Wohnun-
gen, wovon am 1. Januar 1994 27 737 restitutions-
behaftet waren. Bei der Berliner Wohnungsbauge-
sellschaft „Friedrichshain" waren von insgesamt 
44 612 Wohnungen am 1. Januar 1994 20 134 
Wohnungen restitutionsbehaftet. Es liegt somit 
auf der Hand, daß sich diese Wohnungsbaugesell-
schaften nicht rückwirkend auf eine Rechtslage 
umstellen können, wonach die Mieterträge dem 
rückgabeberechtigten Alteigentümer zustehen. 

2. Die Neuregelung des § 7 Abs. 7 des Vermögens-
gesetzes durch Artikel 10 des Entschädigungs- 
und Ausgleichsleistungsgesetzes führt im Ergeb-
nis dazu, daß die Wohnungsunternehmen die 
Wohnungen bis zur Rückgabe an den berechtig-
ten Alteigentümer kostenlos verwalten. Dieses Er-
gebnis ist sachlich nicht gerechtfertigt, da die 
Wohnungsbauunternehmen mit der Verwaltung 
der restitutionsbelasteten Wohnungen bis zur 
Rückgabe an die Berechtigten deren Interesse 
wahrnehmen und damit eine Leistung erbringen, 
die sowohl bei frei verwaltetem Wohnraum als 
auch beim sozialen Wohnungsbau - selbst-
verständlich - nur gegen Entgelt erbracht wird. So 
geht auch die Zweite Berechnungsverordnung für 
den sozialen Wohnungsbau davon aus, daß Ver-
waltungskosten mit 420 DM jährlich pro Wohnung 
anzusetzen sind. Diesen Verwaltungsaufwand im 
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Interesse der rückgabeberechtigten Alteigentü-
mer, der sich z. B. allein bei den o. g. Wohnungs-
baugesellschaften auf 11 649 540 DM . bzw. 
8 456 280 DM belaufen würde, können die kom-
munalen Wohnungsunternehmen finanziell nicht 
verkraften. Der Verwaltungsaufwand müßte 
zwangsläufig dazu führen, daß die Wohnungsbau-
gesellschaften Sanierungen in ihrem eigenen 
Wohnungsbestand unterlassen müßten, um die Ei-
gentümer der restitutionsbehafteten Grundstücke 
auszahlen zu können. 

Auch die öffentlichen Haushalte der neuen Län-
der sind nicht in der Lage, derartige zusätzliche 
Belastungen, die in den neuen Ländern für etwa 
600 000 restitutionsbelastete Wohnungen bei un-
gefähr 200 Mio. DM jährlich liegen dürften, zu tra-
gen. § 7 Abs. 7 des Vermögensgesetzes muß daher 
um eine Regelung ergänzt werden, wonach der 
derzeit Verfügungsberechtigte gegen den An-
spruch auf Herausgabe der gezogenen Nutzun-
gen auch mit den zwischenzeitlich entstandenen 
Verwaltungskosten aufrechnen kann. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 7 Abs. 7 Satz 2 und 4 VermG) 

Durch Ersetzung des Datums „1. Juli 1994" durch 
das Datum „ 1. Januar 1995" wird der Zeitpunkt, von 
dem an dem Berechtigten entgegen der früheren 
Rechtslage die Nutzungsentgelte zustehen, in etwa 
mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Artikels 10 
des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgeset-
zes zusammenfallen. Den Wohnungsbauunterneh-
men wird es dadurch ermöglicht, ihre Wirtschafts-
pläne und ihre innerbetriebliche Organisation der 
neuen Rechtslage anzupassen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 7 Abs. 7 Satz 4 Nr. 3 - neu - 
VermG) 

Durch diese Änderung erhält der Verfügungsberech-
tigte die Möglichkeit, gegen den Anspruch des Be-
rechtigten auf Herausgabe des Entgelts aus einem 
Miet-, Pacht- oder sonstigen Nutzungsverhältnis 
auch die seit dem 1. Januar 1995 entstandenen Ver-
waltungskosten aufzurechnen. 

Durch die Bezugnahme auf die Zweite Berechnungs-
verordnung werden für die Verwaltungskosten Pau-
schalbeträge festgesetzt, um die Notwendigkeit ei-
nes Nachweises der tatsächlichen Verwaltungsko

-

sten zu vermeiden. Diese Verwaltungskosten liegen 
gegenwärtig bei 420 DM jährlich je Wohnung oder 
je Gewerbeeinheit und bei 55 DM jährlich für Gara-
gen oder Einstellplätze. Es wurde davon abgesehen, 
die Möglichkeit zu eröffnen, den Pauschalbetrag bei 
nachweislich höheren Kosten zu überschreiten. Eine 
derartige Möglichkeit war früher in der Zweiten Be-
rechnungsverordnung vorgesehen, ist jedoch durch 
die Änderungsverordnung vom 20. Dezember 1967 
(BGBl. I S. 1298) wieder aufgegeben worden, weil 
die Erfahrungen gezeigt hatten, daß der Nachweis 
höherer Verwaltungskosten in den meisten Fällen 
nicht mit der notwendigen Genauigkeit geführt wer-
den konnte und im übrigen auch zu wesentlichen 
Verwaltungsschwierigkeiten geführt hatte. Die hier 
vorgesehene Lösung über Pauschalbeträge vermei-
det zugleich auch eine zusätzliche Belastung der Ge-
richte in den neuen Ländern. Durch die dynamische 
Verweisung auf die Zweite Berechnungsverordnung 
wird gewährleistet, daß § 7 Abs. 7 VermG nicht ge-
ändert werden muß, falls aufgrund der geänderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse die Pauschalbeträge 
durch eine erneute Änderungsverordnung erhöht 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 7 Abs. 7 Satz 5 - neu - VermG) 

Hier wird das Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Justiz durch 
Rechtsverordnung Pauschalbeträge festzusetzen, die 
von den Pauschalbeträgen der Zweiten Berech-
nungsverordnung abweichen. Dies erscheint erf or-
derlich, da die Zweite Berechnungsverordnung sich 
auf den sozialen Wohnungsbau bezieht. Die wirt-
schaftlichen Verhältnisse bei der Verwaltung des 
Wohnungsbestands im sozialen Wohnungsbau und 
des Wohnungsbestandes bei restitutionsbelasteten 
Altbauten sind nicht unbedingt vergleichbar. Nach 
Einschätzung einiger Wohnungsunternehmen liegen 
die tatsächlichen Verwaltungskosten bei restitutions

-

behaftetem Wohnungsbestand bei ca. 500 bis 
600 DM jährlich. Die Verordnungsermächtigung er-
möglicht es, von der vorläufigen Bezugnahme auf 
die Zweite Berechnungsverordnung abzuweichen 
und für den restitutionsbelasteten Wohnungsbestand 
in den neuen Ländern den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechende Pauschalbeträge festzusetzen. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

A. Allgemeines 

Die Bundesregierung hält es rechtspolitisch für nicht 
unproblematisch, die soeben mit Wirkung vom 1. De-
zember 1994 geänderte Vorschrift des § 7 Abs. 7 
VermG so kurz nach ihrem Inkrafttreten erneut zu 
ändern. Sie ist auch der Auffassung, daß die Neufas-
sung von § 7 Abs. 7 VermG durch das EALG grund-
sätzlich sachgerecht ist. 

Anlaß für die Änderung von § 7 Abs. 7 VermG durch 
das EALG war, daß die Erträge aus restitutionsbela-
steten Immobilien von den Verfügungsberechtigten 
überwiegend nicht für die Durchführung notwendi-
ger Reparatur- und Erhaltungsmaßnahmen an den 
betreffenden Objekten, sondern für andere Zwecke 
verwandt werden, was zunehmend auf Unverständ-
nis sowohl bei Mietern wie auch Alteigentümern 
stößt (Drucksache 12/7588 S. 48). Dem sollte durch 
die Änderung des § 7 Abs. 7 VermG in der Weise 
entgegengewirkt werden, daß der Verfügungsbe-
rechtigte die seit dem 1. Juli 1994 angefallenen Ent-
gelte aus Miet-, Pacht- oder sonstigen Nutzungsver-
hältnissen an den Alteigentümer herauszugeben 
hat, sofern diese Mittel nicht für Betriebs- oder Erhal-
tungskosten des Restitutionsobjekts verwandt wur-
den. Die Regelung leistet so auch einen Beitrag zur 
zügigen Rückübereignung der zu restituierenden 
Immobilien, weil etwaige finanzielle und betrieb-
liche Interessen der derzeit Verfügungsberechtigten 
an der Aufrechterhaltung der Verwaltung der frag-
lichen Objekte entfallen. 

Auf eine Belastung der Alteigentümer mit Verwal-
tungskosten ist in diesem Zusammenhang wegen 
der entsprechenden Rechtslage bei ehemals zwangs-
verwalteten Grundstücken bewußt verzichtet wor-
den (Drucksache 12/7588 S. 48f.). Der Gesetzgeber 
ging insoweit davon aus, daß sich Verluste, die aus 
der Verwaltung von Restitutionsgrundstücken resul-
tieren, in der Mehrzahl der Fälle ohne weiteres da-
durch vermeiden lassen, daß die be treffenden Ob-
jekte - wie das Gesetz (§ 31 Abs. 5 VermG) es 
vorsieht - durch einvernehmliche Regelung an die 
Alteigentümer zurückübertragen werden. Dagegen 
wurden während der Beratung des EALG in den 
Ausschüssen des Bundesrates auch keine Einwände 
erhoben. Dies geschah erst anläßlich der Verabschie-
dung des EALG im Bundesrat am 23. September 
1994 durch eine Erklärung des Berliner Senators für 
Bundes- und Europaangelegenheiten. 

Sofern der Gesetzgeber sich angesichts der nunmehr 
vorgebrachten Einwände zu einer Änderung seines 
bisher eingenommenen Standpunktes veranlaßt se-
hen sollte, würde die Bundesregierung sich dem 
nicht verschließen. In diesem Fall wäre zu prüfen, ob 
im Interesse einer zügigen Rückübertragung die Er-
stattung von Verwaltungskosten auf den Zeitraum 
bis zum Erlaß des Rückübertragungsbescheids zu 

begrenzen wäre. Dabei weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß sich die Frage der Verwaltungsko-
sten nicht nur im Mietbereich, sondern auch bei ge-
werblich genutzten Liegenschaften und im Bereich 
der Land- und Forstwirtschaft stellt, für die eine ent-
sprechende Regelung erforderlich wäre. 

Bei einer Gesetzesänderung müßte im übrigen be-
rücksichtigt werden, daß diese nur für die Zukunft 
erfolgen kann. Ein rückwirkendes Inkraftsetzen des 
Gesetzes würde gegen das Rechtsstaatsprinzip je-
denfalls in den Fällen verstoßen, in denen ein be-
standskräftiger Rückübertragungsbescheid vor In-
krafttreten einer Neuregelung vorliegt (vgl. dazu die 
Ausführungen zu Artikel 2 des Gesetzentwurfs). 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Herausgabepflicht von ab dem 1. Juli 1994 ange-
fallenen Entgelten aus Miet-, Pacht- oder sonstigen 
Nutzungsverhältnissen trägt zu der zügigen Rück-
übereignung von restitutionsbelasteten Immobilien 
bei (s. o. Teil A). Die Bundesregierung ist deshalb ge-
gen eine Verschiebung des Stichtags, zumal bei be-
stimmten Fallgruppen verfassungsrechtliche Beden-
ken bestehen (siehe unten zu Artikel 2). 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die anzufügende neue Nummer 3 müßte wie folgt 
lauten: 

„3. Verwaltungskosten in Höhe der in § 26 Abs. 2 
und 3 der Zweiten Berechnungsverordnung in 
der jeweiligen Fassung bezeichneten Höchstbe-
träge je Wohnung, gewerblich genutzte Einheit 
oder gewerblich genutzte Fläche; bei land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken in 
Höhe von 20 Deutsche Mark je Hektar/Jahr,". 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Der Pauschalbetrag des § 26 der Zweiten Berech-
nungsverordnung über Verwaltungskosten wird re-
gelmäßig auf seine Angemessenheit hin überprüft 
und angepaßt. Er wurde zuletzt durch die Ände-
rungsverordnung vom 13. Juli 1992 (BGBl. I S. 1250) 
erhöht und wird gegenwärtig im Rahmen eines von 
der Bundesregierung in Auftrag gegebenen Gutach-
tens erneut überprüft. Die Bundesregierung geht da-
her davon aus, daß der Bezug auf die jeweils gelten-
den Pauschalbeträge der Zweiten Berechnungsver-
ordnung grundsätzlich ausreichend und die Ermäch-
tigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung damit ent-
behrlich ist. 
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Zu Artikel 2 

Artikel 2 muß lauten: „Dieses Gesetz tritt am Tage 
nach der Verkündung in Kraft". 

Das rückwirkende Inkrafttreten des Gesetzes zum 
1. Dezember 1994 würde gegen das Rückwirkungs-
verbot verstoßen und wäre verfassungsrechtlich 
nicht zulässig. 

Nach § 7 Abs. 7 Satz 3 VermG entsteht der Heraus-
gabeanspruch des Alteigentümers mit Bestandskraft 
des Bescheides über die Rückübertragung des Ei-
gentums. Spätestens ab diesem Zeitpunkt ist für den 
Alteigentümer ein Vertrauenstatbestand entstanden. 
Die nachträgliche Verschiebung des Stichtags ent-
zieht diesen Anspruch für den Zeitraum vom 1. Juli 
1994 bis zum 1. Januar 1995 wieder. Dies stellt einen 
belastenden Eingriff in einen abgeschlossenen, der 
Vergangenheit angehörenden Sachverhalt dar. Sol-
che Fälle echter Rückwirkung sind nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht mit 
dem aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Vertrau-
ensschutzgedankeri, der auf Vorhersehbarkeit und 
Rechtssicherheit der Rechtsordnung zielt, vereinbar 
(BVerfGE 13, 261/272; 30, 250/268; 72, 200, 258 und 
zuletzt 88, 384/404). 

Etwas anderes kann allenfalls dann gelten, wenn 
zwingende Gründe des gemeinen Wohls entgegen-
stehen (BVerfGE 72, 200, 258). Der Gesetzentwurf 
führt zur Begründung für die Verschiebung des 
Stichtags an, daß den Wohnungsbaugesellschaften 
Zeit zur Umstellung ihrer Wirtschafts- und Investiti-
onspläne verschafft werden soll. Dies ist jedoch kein 
zwingender Grund des gemeinen Wohls, der eine 
Rückwirkung rechtfertigen könnte. Auch andere 
Gründe sind nicht zu erkennen. 

Das oben Gesagte gilt in gleicher Weise für die Bela-
stung des Alteigentümers mit Verwaltungskosten. 
Auch hier würde ein rückwirkendes Inkraftsetzen 
der Gesetzesänderung zu einer nachträglichen 
Schmälerung von bereits bestehenden Rechtsan-
sprüchen führen. Dies wäre eine echte belastende 
Rückwirkung, für die die obigen Ausführungen ent-
sprechend gelten. 

Um den verfassungsrechtlichen Vorgaben Rechnung 
zu tragen, wird daher vorgeschlagen, eine etwaige 
Änderung von § 7 Abs. 7 VermG nicht rückwirkend, 
sondern mit dem auf die Verkündung folgenden Tag 
in Kraft zu setzen, so daß von ihr nur „Neufälle" er-
faßt werden. 

 


